
Der folgende Text gibt die Anleihebedingungen für die Schuldver-
schreibungen wieder, welche der Globalurkunde beigefügt sind.

Anleihebedingungen

Zweite 5,25 % Anleihe von 2019-2024 (5 Jahre) der

AVES Transport 1 GmbH & Co. KG, Hamburg

WKN A2YN2F / ISIN DE000A2YN2F3  

§ 1   Nennbetrag, Stückelung, Verbriefung, Verwahrung 
und Definitionen

(1)  Nennbetrag und Stückelung: Die AVES Transport 1 GmbH & Co. 
KG, Hamburg, AG Hamburg HRA 123956, (nachstehend auch „Emit-
tentin“) begibt eine Anleihe in Form einer Inhaberschuldverschrei-
bung mit einem Gesamtnennbetrag von bis zu Euro 2.999.000,00 
(nachstehend auch die „Anleihe“). Die Anleihe ist eingeteilt in bis 
zu 2.999 auf den Inhaber lautende und untereinander gleichberech-
tigte Teilschuldverschreibungen mit einem Nennbetrag von je Euro 
1.000,00 (der „Nennbetrag“) (nachstehend auch die oder „Schuld-
verschreibung“ oder „Schuldverschreibungen“). Jedem Inhaber 
einer Schuldverschreibung (nachstehend „Anleihegläubiger „) ste-
hen daraus die in diesen Anleihebedingungen (die „Anleihebedin-
gungen“) bestimmten Rechte zu.

(2) Form: Die Schuldverschreibungen sind durch eine Globalur-
kunde (die „Globalurkunde“) ohne Zinsscheine verbrieft. Der 
Gesamtnennbetrag der durch die Globalurkunde verbrieften 
Schuldverschreibungen entspricht dem Gesamtnennbetrag der 
emittierten Schuldverschreibungen und kann geringer sein als Euro 
2.999.000,00. Die Globalurkunde wird bei dem Clearingsystem (wie 
in Absatz (4) definiert) hinterlegt und von diesem verwahrt, bis alle 
Verpflichtungen der Emittentin aus den Schuldverschreibungen 
erfüllt sind. Die Globalurkunde trägt die eigenhändige Unterschrift 
bzw. die Unterschriften der zur gesetzlichen Vertretung der Emitten-
tin berechtigten Person bzw. Personen. Ein Anspruch auf Ausdruck 
und Auslieferung effektiver Stücke oder von Zinsscheinen ist aus-
geschlossen.

(3) Miteigentum der Anleihegläubiger: Den Anleihegläubigern ste-
hen Miteigentumsanteile an der Globalurkunde zu, die gemäß den 
Bestimmungen des Clearingsystems übertragbar sind.

(4) Clearingsystem: Clearingsystem für Zwecke dieser Anleihe-
bedingungen ist Clearstream Banking AG (Mergenthaler Allee 61, 
65760 Eschborn. Bundesrepublik Deutschland) oder ein entspre-
chender Funktionsnachfolger.

(5) Geschäftstag: Geschäftstag für Zwecke dieser Anleihebedingun-
gen bezeichnet einen Tag (außer Sonnabend und Sonntag), an dem 
das Clearingsystem sowie alle betroffenen Bereiche des Trans-Eu-
ropean Automated Realtime Gross Settlement Express Transfer 
System 2 (TARGET2) betriebsbereit sind, um Zahlungen weiterzu-
leiten oder abzuwickeln.

§ 2   Laufzeit, Rückzahlung und vorzeitige Rückzahlung

(1) Laufzeit: Die Laufzeit der Anleihe beginnt am 20. November 2019 
(der „Ausgabetag“) und endet mit Ablauf des 19. November 2024 
(das „Laufzeitende“ und der Zeitraum vom Ausgabetag bis zum 
Laufzeitende die „Laufzeit“).

(2) Verwendung: Die Emittentin wird den Nettoemissionserlös 
(Emissionserlös nach Abzug der Kosten der Emission) im Wege von 
einem oder mehreren eigenkapitalersetzenden Darlehen an mit ihr 
über die BSI Logistics GmbH iSd § 15 ff AktG verbundene Unterneh-
men (die „Projektgesellschaften“) weitergegeben. Diese Projekt-
gesellschaften werden den Nettoemissionserlös nutzen, um Logis-
tik-Equipment zu erwerben und / oder zu finanzieren. Dies können 
Schienenfahrzeuge (Güterwaggons, Kesselwagen, Lokomotiven, 
Personenwaggons), Wechselaufbauten (auch Wechselkoffer, Wech-
selbrücke, Wechselpritsche oder Wechselbehälter genannt) und 
Seecontainer sein. Der Erwerb in den Projektgesellschaften erfolgt 
aus eigenen Mitteln oder im Rahmen bankfinanzierter Kaufverträge 
oder durch den Abschuss von Mietkaufverträgen. 

Dabei stellt der Nettoemissionserlös jeweils den durch die jeweilige 
Projektgesellschaft zu erbringenden Eigenkapitalanteil dar.

Die jeweilige Projektgesellschaft wird das Logistik-Equipment – ggf. 
über Dienstleister – an Dritte vermieten und plant, aus der Vermie-
tung einen Erlös zu erwirtschaften, der zur Bedienung der Bank-
darlehen bzw. Mietkaufraten und der Forderungen der Emittentin 
ausreicht.

(3) Die eigenkapitalersetzenden Darlehen sind mit einem Zinssatz 
in Höhe von mindestens des Zinssatzes dieser Anleihe zu verzinsen. 
Die Laufzeit, die Zinszahlungstermine und die Rückzahlungsbedin-
gungen sind mit dieser Anleihe identisch. Jedoch werden die Emit-
tentin und die jeweilige Darlehensnehmerin vereinbaren, dass die 
Forderungen der Emittentin aus den eigenkapitalersetzenden Darle-
hen nachrangig gegenüber sonstigen Verbindlichkeiten der Projekt-
gesellschaften sind. 

(4) Rückzahlung: Die Emittentin wird die Schuldverschreibungen am 
ersten Geschäftstag nach dem Laufzeitende (der „Fälligkeitstag“) 
zu 100 % des Nennbetrags von Euro 1.000,00 je Schuldverschrei-
bung zurückzahlen, soweit sie nicht zuvor zurückgezahlt oder erwor-
ben und entwertet wurden.

(5) Vorzeitige Rückzahlung nach Wahl der Emittentin: Die Schuld-
verschreibungen können insgesamt, jedoch nicht teilweise, nach 
Wahl der Emittentin mit einer Kündigungsfrist von nicht weniger 
als 30 und nicht mehr als 60 Tagen gegenüber den Anleihegläubi-
gern vorzeitig zum 19. November 2021 um 24:00 Uhr oder zum 19. 
November 2022 um 24:00 Uhr jeweils ein „Kündigungstermin“) ge-
kündigt und zurückgezahlt werden (das „Call-Recht“). Die Zahlung 
des Nennbetrages sowie der bis zu diesem Zeitpunkt angefallenen 
und noch nicht ausgezahlten Zinsen erfolgt am ersten Geschäfts-
tag nach dem jeweiligen Kündigungstermin. Die Kündigung und der 
Kündigungstermin werden gemäß § 9 dieser Anleihebedingungen 
öffentlich bekannt gemacht.
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Deutschland an die Zahlstelle zu zahlen, ohne dass, abgesehen von 
der Beachtung anwendbarer gesetzlicher Vorschriften, von den An-
leihegläubigern die Abgabe einer gesonderten Erklärung oder die 
Erfüllung irgendeiner anderen Förmlichkeit verlangt werden kann. 
Die Zahlstelle ist nicht zur Vorleistung verpflichtet. Sämtliche auf die 
Schuldverschreibungen zu zahlenden Beträge werden zu den jeweils 
zum Ausschüttungszeitpunkt geltenden gesetzlichen Bestimmungen 
ausgezahlt und erfolgen in Euro.

(2) Zahlungsabwicklung: Die Zahlstelle wird die zu zahlenden Beträ-
ge dem Clearingsystem oder an dessen Order zur Gutschrift auf den 
jeweiligen Konten der Depotbanken der Anleihegläubiger zur Weiter-
leitung an die Anleihegläubiger überweisen, soweit entsprechende 
Beträge zur Verfügung stehen.

(3) Erfüllung: Sämtliche Zahlungen der Emittentin über die Zahlstelle 
an das Clearingsystem oder an dessen Order befreien die Emittentin 
in Höhe der geleisteten Zahlungen von ihren entsprechenden Ver-
bindlichkeiten aus den Schuldverschreibungen gegenüber den An-
leihegläubigern.

(4) Zahltag: Falls ein Fälligkeitstag für eine Zahlung von Kapital und/
oder Zinsen ein Tag ist, der kein Geschäftstag ist, so erfolgt die Zah-
lung am nächstfolgenden Geschäftstag. In diesem Fall sind die be-
treffenden Anleihegläubiger nicht berechtigt, Zinsen oder eine an-
dere Entschädigung wegen einer solchen Verzögerung zu verlangen.

(5) Hinterlegung von Zins- und Kapitalbeträgen: Die Emittentin ist 
berechtigt, beim Amtsgericht Hamburg Zins- oder Kapitalbeträge zu 
hinterlegen, die von den Anleihegläubigern nicht innerhalb von zwölf 
Monaten nach dem maßgeblichen Zinszahlungstag oder dem Fällig-
keitstag beansprucht worden sind, auch wenn die Anleihegläubiger 
sich nicht in Annahmeverzug befinden.

Soweit eine solche Hinterlegung erfolgt, und auf das Recht der Rück-
nahme verzichtet wird, erlöschen die Ansprüche der Anleihegläubi-
ger gegen die Emittentin.

§ 6   Kündigungsrechte

(1) Ausschluss der ordentlichen Kündigung: Die Schuldverschrei-
bungen sind für die Anleihegläubiger nicht vorzeitig ordentlich 
kündbar.

(2) Außerordentliche Kündigung: Jeder Anleihegläubiger ist berech-
tigt, seine sämtlichen Forderungen aus der Schuldverschreibung 
durch außerordentliche Kündigung mit sofortiger Wirkung fällig zu 
stellen und Zahlung des Nennbetrags einschließlich bis zum vorzei-
tigen Rückzahlungstag aufgelaufener Zinsen zu verlangen, wenn

a) die Emittentin Zinsen oder Kapital nicht innerhalb von 10 Ge-
schäftstagen nach dem jeweiligen Fälligkeitstermin zahlt; oder

b) die Emittentin allgemein ihre Zahlungen einstellt oder ihre Zah-
lungsunfähigkeit bekannt gibt; oder

c) gegen die Emittentin ein Insolvenzverfahren gerichtlich eröff-
net wird, das nicht innerhalb von 60 Tagen nach dessen Eröffnung 
aufgehoben oder ausgesetzt worden ist, oder wenn die Emitten-
tin selbst ein solches Verfahren beantragt oder einen generellen 
Vergleich bzw. eine allgemeine Schuldenregelung mit der Ge-
samtheit ihrer Gläubiger anbietet oder durchführt; oder

d) die Emittentin in Liquidation tritt, es sei denn, dies geschieht 
im Zusammenhang mit einer Verschmelzung oder einer anderen 
Form des Zusammenschlusses (z.B. Umwandlung, Einbringung, 
Spaltung) mit einer anderen Gesellschaft, die ein mit der BSI Lo-
gistics GmbH iSd § 15 ff AktG verbundenes Unternehmen ist und 

§ 3   Verzinsung

(1) Zinssatz und Zinslauf: Die Schuldverschreibungen werden vom 
Ausgabetag (einschließlich) bis zum Laufzeitende (einschließlich) 
bezogen auf ihren Nennbetrag mit 5,25 % p. a. (der „Zinssatz“) verz-
inst.

(2) Zinszahlungstage: Die Zinsen sind nachträglich jeweils für den 
vorangegangenen Zeitraum am 20. Mai und am 20. November eines 
jeden Jahres fällig. Die erste Zinszahlung ist am 20. Mai 2020 fällig.

(3) Zinstagequotient: Sind Zinsen für einen Zeitraum von weniger 
als einem Jahr zu berechnen, so werden sie auf der Grundlage der 
tatsächlich verstrichenen Tage einer Zinsperiode geteilt durch die 
tatsächliche Anzahl der Tage der Zinsperiode (365 Tage bzw. 366 
Tage-Schaltjahr) berechnet (ICMA actual/actual).

(4) Verzugszinsen: Werden irgendwelche nach diesen Anleihebedin-
gungen zahlbaren Beträge bei Fälligkeit nicht gezahlt, tritt unabhän-
gig von einer Mahnung unmittelbar Verzug ein. Sofern die Emitten-
tin die Verpflichtung zur Rückzahlung der Schuldverschreibungen 
bei Fälligkeit nicht erfüllt, verlängert sich die Verzinsung der Schuld-
verschreibungen bis zu dem Tag der tatsächlichen Rückzahlung bei 
einem Zinssatz pro Jahr, der drei Prozentpunkte über dem in Absatz 
(1) festgelegten Zinssatz liegt. Sonstige unter den Schuldverschrei-
bungen zahlbare Beträge sind, soweit nicht nach Satz 1 eine höhere 
Verzinsung erfolgen würde, mit dem gesetzlichen Verzugszins zu 
verzinsen.

§ 4   Zahlstelle

(1) Zahlstelle: Als anfängliche Zahlstelle (die „Zahlstelle“) wurde 
von der Emittentin bestellt:

Bankhaus Gebr. Martin AG mit Sitz in 73033 Göppingen, eingetra-
gen im Handelsregister des Amtsgerichts Ulm unter der Register-
nummer HRB 533403.

(2) Änderung der Bestellung oder Abberufung der Zahlstelle: Die 
Emittentin behält sich das Recht vor, jederzeit die Bestellung der 
Zahlstelle zu ändern oder zu beenden und eine andere Zahlstelle 
oder zusätzliche oder andere Zahlstellen zu bestellen. 

Die Emittentin wird zu jedem Zeitpunkt eine Zahlstelle unterhalten. 
Zahlstellen dürfen ihren Sitz ausschließlich in der Bundesrepublik 
Deutschland haben. Eine Änderung, Abberufung, Bestellung oder 
ein sonstiger Wechsel wird nur wirksam (außer im Fall der außeror-
dentlichen Kündigung und im Insolvenzfall, in dem eine solche Än-
derung sofort wirksam wird), sofern die Anleihegläubiger hierüber 
gemäß § 9 vorab unter Einhaltung einer Frist von mindestens 30 und 
nicht mehr als 45 Tagen informiert wurden.

(3) Rechtsverhältnis der Zahlstelle zu den Anleihegläubigern: Die 
Zahlstelle und etwaige weitere bestellte Zahlstellen handeln aus-
schließlich als Erfüllungsgehilfen der Emittentin und übernehmen 
keinerlei Verpflichtungen gegenüber den Anleihegläubigern. Es 
wird kein Auftrags- oder Treuhandverhältnis zwischen ihnen und 
den Anleihegläubigern begründet.

§ 5   Zahlungen

(1) Zahlungen: Die Emittentin verpflichtet sich, alle nach diesen An-
leihebedingungen geschuldeten Beträge am jeweiligen Tage ihrer 
Fälligkeit (jeweils ein „Zahlungstag“) ohne Abzüge in frei verfügba-
rer und konvertierbarer gesetzlicher Währung der Bundesrepublik 
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diese Gesellschaft (,,Target“) übernimmt alle Verpflichtungen, die 
die Emittentin im Zusammenhang mit diesen Schuldverschrei-
bungen eingegangen ist; oder

e) die gesellschaftsrechtliche Situation der Emittentin sich der-
gestalt verändert, dass die BSI Logistics GmbH weniger als 75 % 
an der Emittentin hält, nicht mehr geschäftsführende Komman-
ditistin ist oder die Aves One AG, Hamburg, weniger als 75 % der 
Geschäftsanteile der BSI Logistics GmbH hält. Dies gilt jeweils 
nicht, wenn die Aves One AG ihrerseits mindestens 75 % der Ge-
sellschaftsanteile der Emittentin hält und die Geschäftsführung 
übernimmt; oder

f) die Emittentin irgendeine andere wesentliche Verpflichtung 
(insbesondere eine solche gemäß § 7) dieser Anleihebedingun-
gen nicht erfüllt, diese Pflicht auch nicht innerhalb einer ange-
messenen Frist nicht geheilt werden kann, oder, falls sie geheilt 
werden kann, länger als 30 Tage fortdauert, nachdem die Un-
terlassung der ordnungsgemäßen Erfüllung einer Verpflichtung 
bzw. Missachtung des Verbots bekannt wird.

(3) Voraussetzungen der Kündigung: Eine Kündigung gemäß § 6 Ab-
satz 2 ist durch den Anleihe gläubiger entweder schriftlich in deut-
scher Sprache gegenüber der Emittentin zu erklären und zusammen 
mit dem Nachweis in Form einer Bescheinigung der Depotbank oder 
in einer anderen geeigneten Weise, dass der Benachrichtigende 
zum Zeitpunkt der Benachrichtigung Anleihegläubiger ist, persön-
lich oder durch einfachen Brief oder per Telefax an die Emittentin, 
Große Elbstraße 61, 22767 Hamburg, Deutschland, Telefaxnummer: 
+49 40 696 528-359 zu übermitteln. Die Ausübung einer Kündigung 
wird jeweils mit Zugang bei der Emittentin wirksam.

(4) Relevanter Kündigungszeitpunkt: ,,Relevanter Kündigungszeit-
punkt“ bedeutet den Kalendertag des Zugangs der Kündigung bei 
der Emittentin.

(5) Erlöschen des Kündigungsrechts: Das Kündigungsrecht erlischt, 
falls der jeweilige Kündigungsgrund vor Ausübung des Rechts (mit 
Zugang der Kündigung) weggefallen ist.

(6) Mitteilung des Kündigungsgrundes: Unverzüglich nachdem die 
Emittentin vom Entstehen eines Kündigungsrechts der Anleihegläu-
biger Kenntnis erlangt hat, hat sie die Anleihegläubiger hiervon ge-
mäß den Regeln des § 9 zu benachrichtigen.

§ 7   Status, Negativverpflichtung und  
zusätzliche Verpflichtungen der Emittentin

(1) Status: Die Verpflichtungen gegenüber den Anleihegläubigern 
stellen unmittelbare, unbedingte und nicht nachrangige Verpflich-
tungen der Emittentin dar, die im gleichen Rang untereinander (pari 
passu) und mit allen anderen, nicht nachrangigen Verbindlichkeiten 
der Emittentin stehen, sofern diese nicht kraft Gesetzes Vorrang ha-
ben.

(2) Negativverpflichtung: Die Emittentin verpflichtet sich, solange 
Schuldverschreibungen ausstehen, jedoch nur bis zu dem Zeitpunkt, 
an dem alle Beträge an Kapital und Zinsen an das Clearingsystem 
oder an dessen Order zur Gutschrift auf den Konten der jeweiligen 
Kontoinhaber des Clearingsystems zur Verfügung gestellt worden 
sind, keine Grundpfandrechte, nachrangigen Grundpfandrechte, 
Pfandrechte, Belastungen oder sonstigen Sicherungsrechte (jedes 
solches Sicherungsrecht ein „Sicherungsrecht“) in Bezug auf ihren 
gesamten oder teilweisen Geschäftsbetrieb, ihr Vermögen oder 
ihre Einkünfte, jeweils gegenwärtig oder zukünftig, zur Sicherung 
von Kapitalmarktverbindlichkeiten (wie in Absatz (4) definiert) zu 
bestellen.

(3) Ausnahmen: Die Negativerpflichtung nach Absatz (2) gilt jedoch 
nicht:

a) für Sicherungsrechte, die gesetzlich entstanden sind, oder die 
als Voraussetzung für staatliche Genehmigungen verlangt wer-
den;

b) für zum Zeitpunkt des Erwerbs von Vermögenswerten durch 
die Emittentin bereits an solchen Vermögenswerten bestehende 
Sicherungsrechte.

(4) Kapitalmarktverbindlichkeit: ,,Kapitalmarktverbindlichkeit“ be-
deutet jede gegenwärtige oder zukünftige Verbindlichkeit hinsicht-
lich der Rückzahlung geliehener Geldbeträge, die durch (i) Schuld-
verschreibungen, Anleihen oder sonstige Wertpapiere, die an einer 
Börse oder in einem anderen anerkannten Wertpapier- oder außer-
börslichen Markt zugelassen sind, notiert oder gehandelt werden 
können, oder durch (ii) einen deutschem Recht unterliegenden 
Schuldschein oder eine Namensschuldverschreibung verbrieft, ver-
körpert oder dokumentiert sind.

§ 8   Aufstockung dieser Anleihe, Ausgabe anderer  
Anleihen, Ankauf und Entwertung

(1) Begebung weiterer Schuldverschreibungen gleicher Ausstat-
tung: Die Emittentin ist jederzeit berechtigt, weitere Schuldver-
schreibungen mit gleicher oder im Wesentlichen gleicher Ausstat-
tung wie diese Schuldverschreibungen begeben. Das ist jedoch 
nicht in der Weise zulässig, dass sie mit diesen Schuldverschreibun-
gen zu einer einheitlichen Serie von Schuldverschreibungen konso-
lidiert werden können und ihren Gesamtnennbetrag erhöhen (sog. 
Aufstockung).

(2) Begebung anderer Schuldverschreibungen: Die Emittentin be-
hält sich vor, unter Berücksichtigung der Regelungen dieser Anlei-
hebedingungen und der gesetzlichen Regelungen, jederzeit ohne 
Zustimmung der Gläubiger andere Schuldverschreibungen zu be-
geben.

(3) Ankauf: Die Emittentin ist im Rahmen der für sie geltenden ge-
setzlichen Bestimmungen berechtigt, die Schuldverschreibungen 
jederzeit zu jedem beliebigen Preis zu erwerben und zu veräußern.

(4) Entwertung: Sämtliche vollständig zurückgezahlten Schuldver-
schreibungen sind unverzüglich zu entwerten und können nicht wie-
derbegeben oder wiederverkauft werden.

§ 9   Bekanntmachungen

Bekanntmachung: Die Schuldverschreibungen betreffende Be-
kanntmachungen werden im Bundesanzeiger und auf der Webseite 
www.ch2-portfolioverwaltung.de/aves-anleihe gemäß den gesetzli-
chen Bestimmungen veröffentlicht. Eine Mitteilung gilt mit dem Tag 
ihrer Veröffentlichung (oder bei mehreren Mitteilungen mit dem 
Tage der ersten Veröffentlichung) als erfolgt.

§  10   Steuern und vorzeitige Rückzahlung  
aus steuerlichen Gründen

(1)  Quellensteuern: Alle Zahlungen, insbesondere Kapitalrückzah-
lungen und Zahlungen von Zinsen, erfolgen nach Abzug und Ein-
behaltung von Steuern, Abgaben, Veranlagungen und sonstigen 
Gebühren, die von oder in der relevanten Steuerjurisdiktion oder 
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für deren Rechnung oder von oder für Rechnung einer dort zur 
Steuererhebung ermächtigten Gebietskörperschaft oder Behörde 
gegenüber der Emittentin an der Quelle auferlegt erhoben oder 
eingezogen werden (jeweils eine „Quellensteuer“), es sei denn, die 
Emittentin ist zum Abzug und/oder zur Einbehaltung gesetzlich ver-
pflichtet.

(2) Zusätzliche Beträge: Im Fall der Zahlung einer Quellensteuer 
wird die Emittentin diejenigen zusätzlichen Beträge an Kapital und 
Zinsen (die „Zusätzlichen Beträge“) zahlen, die erforderlich sind, 
damit die den Anleihegläubigern zufließenden Nettobeträge nach 
diesem Einbehalt oder Abzug jeweils den Beträgen entsprechen, die 
ohne einen solchen Einbehalt oder Abzug von den Anleihegläubi-
gern empfangen worden wären. Solche zusätzlichen Beträge sind 
jedoch nicht zahlbar im Hinblick auf:

a) Steuern und Abgaben, die von einer als Depotbank oder lnkas-
sobeauftragter des Anleihegläubigers handelnden Person oder 
sonst auf andere Weise zu entrichten sind als dadurch, dass die 
Emittentin von den von ihr zu leistenden Zahlungen von Kapital 
oder Zinsen einen Abzug oder Einbehalt vornimmt; oder

b) Steuern und Abgaben, die wegen einer gegenwärtigen oder 
früheren persönlichen oder geschäftlichen Beziehung des Anlei-
hegläubigers zu der Relevanten Steuerjurisdiktion zu zahlen sind, 
und nicht allein deshalb, weil Zahlungen auf die Schuldverschrei-
bungen aus Quellen in der Relevanten Steuerjurisdiktion (wie in 
Absatz (6) definiert) stammen (oder  für Zwecke der Besteuerung 
so behandelt werden) oder dort besichert sind; oder

c) Steuern und Abgaben, die aufgrund (i) einer Richtlinie oder 
Verordnung der Europäischen Union betreffend die Besteuerung 
von Zinserträgen oder (ii) einer zwischenstaatlichen Vereinba-
rung über deren Besteuerung, an der die Relevante Steuerjuris-
diktion oder die Europäische Union beteiligt ist, oder (iii) einer 
gesetzlichen Vorschrift, die diese Richtlinie, Verordnung oder 
Vereinbarung umsetzt oder befolgt, abzuziehen oder einzubehal-
ten sind; oder

d) Steuern und Abgaben, die wegen einer Rechtsänderung zu zah-
len sind, welche später als 30 Tage nach Fälligkeit der betreffen-
den Zahlung oder, wenn dies später erfolgt, ordnungsgemäßer 
Bereitstellung aller fälligen Beträge und einer diesbezüglichen 
Bekanntmachung gemäß § 9 wirksam wird.

e) Steuern und Abgaben, die wegen einer Rechtsänderung zu zah-
len sind, welche später als 30 Tage nach Fälligkeit der betreffen-
den Zahlung oder, wenn dies später erfolgt, ordnungsgemäßer 
Bereitstellung aller fälligen Beträge und einer diesbezüglichen 
Bekanntmachung gemäß § 9 wirksam wird.

(3) Benachrichtigung: Die Emittentin wird die Zahlstelle unver-
züglich benachrichtigen, wenn sie zu irgendeiner Zeit gesetzlich 
verpflichtet ist, von aufgrund dieser Anleihebedingungen fälligen 
Zahlungen Abzüge oder Einbehalte vorzunehmen (oder wenn sich 
die Sätze oder die Berechnungsmethode solcher Abzüge oder Ein-
behalte ändern).

(4) Vorzeitige Kündigung aus steuerlichen Gründen: Falls infolge 
einer am oder nach dem Tag der Ausgabe dieser Anleihe wirksam 
werdenden Änderung oder Ergänzung der in der Relevanten Steu-
erjurisdiktion geltenden Rechtsvorschriften oder einer vor diesem 
Zeitpunkt nicht allgemein bekannten Anwendung oder amtlichen 
Auslegung solcher Rechtsvorschriften Quellensteuern auf die Zah-
lung von Kapital oder Zinsen nach diesen Anleihebedingungen an-
fallen oder anfallen werden und die Emittentin aus diesem Grund 
zur Zahlung Zusätzlicher Beträge verpflichtet ist, ist die Emittentin 
berechtigt, die gesamten Schuldverschreibungen des betreffenden 
Anleihegläubigers (aber nicht nur einzelne davon) unter Einhaltung 

einer Kündigungsfrist von mindestens 30 Tagen jederzeit zum Nenn-
betrag zuzüglich bis zum Zeitpunkt der vorzeitigen Rückzahlung auf-
gelaufener Zinsen zurückzuzahlen. Eine solche Rückzahlung darf 
jedoch nicht früher als 90 Tage vor dem Zeitpunkt erfolgen, an dem 
die Emittentin erstmals Quellensteuern einbehalten oder zahlen 
müsste, falls eine Zahlung in Bezug auf diese Anleihebedingungen 
dann geleistet würde.

(5) Form der Kündigung: Die Benachrichtigung über eine vorzeiti-
ge Rückzahlung gemäß Absatz (4) erfolgt schriftlich gemäß § 9 mit 
gleichzeitiger Wirkung für alle Anleihegläubiger. Sie ist unwiderruf-
lich und muss den Rückzahlungstermin sowie in zusammenfassen-
der Form die Tatsachen angeben, die das Kündigungsrecht begrün-
den.

(6) Relevante Steuerjurisdiktion: Relevante Steuerjurisdiktion be-
zeichnet die Bundesrepublik Deutschland.

(7) Weitere Verpflichtungen: Soweit die Emittentin oder die durch 
die Emittentin bestimmte Zahlstelle nicht gesetzlich zum Abzug 
und/oder zur Einbehaltung von Steuern, Abgaben oder sonstigen 
Gebühren verpflichtet ist, trifft sie keinerlei Verpflichtung im Hin-
blick auf abgaberechtliche Verpflichtungen der Anleihegläubiger.

§  11   Vorlegungsfrist; Verjährung

Die in § 801 Absatz 1 Satz 1 Bürgerliches Gesetzbuch bestimmte Vor-
legungsfrist wird für die Schuldverschreibungen auf zehn Jahre ver-
kürzt. Die Verjährungsfrist für Ansprüche aus den Schuldverschrei-
bungen, die innerhalb der Vorlegungsfrist zur Zahlung vorgelegt 
wurden, beträgt zwei Jahre von dem Ende der Vorlegungsfrist an.

§  12   Anwendbarkeit des Schuldverschreibungsgesetzes, 
Änderungen der Anleihebedingungen und  

Gemeinsamer Vertreter

(1)  Anwendbarkeit des Schuldverschreibungsgesetzes: Für die An-
leihe gelten – soweit in diesen Anleihebedingungen nicht zulässiger 
Weise abweichend geregelt – die Regelungen des Gesetzes über 
Schuldverschreibungen aus Gesamtemissionen (Schuldverschrei-
bungsgesetz - SchVG).

(2) Änderungen der Anleihebedingungen: Die Anleihegläubiger 
können nach Maßgabe des SchVG in einer Gläubigerversammlung 
durch Mehrheitsbeschluss gemäß § 13 Änderungen der Anleihebe-
dingungen mit der Emittentin vereinbaren. Die Mehrheitsbeschlüs-
se der Anleihegläubiger sind für alle Anleihegläubiger gleicherma-
ßen verbindlich. Ein Mehrheitsbeschluss der Anleihegläubiger, der 
nicht gleiche Bedingungen für alle Anleihegläubiger vorsieht, ist 
unwirksam, es sei denn, die benachteiligten Anleihegläubiger stim-
men ihrer Benachteiligung ausdrücklich zu.

(3) Abstimmung: Alle Abstimmungen werden ausschließlich im 
Wege der Abstimmung ohne Versammlung durchgeführt, soweit 
die Emittentin nichts anderes bestimmt. Eine Gläubigerversamm-
lung und eine Übernahme der Kosten für eine solche Versammlung 
durch die Emittentin findet ausschließlich im Fall des § 18 Absatz 4 
SchVG statt. Die Abstimmung wird von einem von der Emittentin 
beauftragten Notar oder, falls der gemeinsame Vertreter zur Ab-
stimmung aufgefordert hat, vom gemeinsamen Vertreter geleitet. 
An Abstimmungen der Anleihegläubiger nimmt jeder Anleihegläu-
biger nach Maßgabe des Nennwerts oder des rechnerischen Anteils 
seiner Berechtigung an den ausstehenden Schuldverschreibungen 
teil. Das Stimmrecht ruht, solange die Anteile der Emittentin oder 
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einem mit ihr verbundenen Unternehmen (§ 271 Absatz 2 Handels-
gesetzbuch) zustehen oder für Rechnung der Emittentin oder eines 
mit ihr verbundenen Unternehmens gehalten werden. Die Emitten-
tin darf Schuldverschreibungen, deren Stimmrechte ruhen, einem 
anderen nicht zu dem Zweck überlassen, die Stimmrechte an ihrer 
Stelle auszuüben; dies gilt auch für ein mit der Emittentin verbunde-
nes Unternehmen (§ 15 Aktiengesetz).

(4) Gemeinsamer Vertreter: Die Anleihegläubiger können durch 
Mehrheitsbeschluss zur Wahrnehmung ihrer Rechte einen gemein-
samen Vertreter für alle Anleihegläubiger bestellen. Der gemeinsa-
me Vertreter hat die Aufgaben und Befugnisse, welche ihm durch 
Gesetz oder von den Anleihegläubigern durch Mehrheitsbeschluss 
eingeräumt wurden. Er hat die Weisungen der Anleihegläubiger zu 
befolgen. Soweit er zur Geltendmachung von Rechten der Anleihe-
gläubiger ermächtigt ist, sind die einzelnen Anleihegläubiger zur 
selbständigen Geltendmachung dieser Rechte nicht befugt, es sei 
denn, der Mehrheitsbeschluss sieht dies ausdrücklich vor. Über sei-
ne Tätigkeit hat der gemeinsame Vertreter den Anleihegläubigern zu 
berichten. Für die Abberufung und die sonstigen Rechte und Pflich-
ten des gemeinsamen Vertreters gelten die Vorschriften des SchVG.

§  13   Mehrheitsbeschlüsse der Anleihegläubiger

(1) Beschlussfassung; einfache Mehrheit: Beschlüsse der Anleihe-
gläubiger gemäß § 5 SchVG werden mit einfacher Mehrheit der an 
der Abstimmung teilnehmenden Stimmrechte gefasst.

(2) Beschlussfassung; qualifizierte Mehrheit: Beschlüsse, durch 
welche der wesentliche Inhalt der Anleihebedingungen geändert 
wird, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit einer Mehrheit von mindestens 
75 % der teilnehmenden Stimmrechte (nachfolgend auch „qualifi-
zierte Mehrheit“). Dazu gehören insbesondere Beschlüsse über:

a) die Veränderung der Fälligkeit, die Verringerung oder der Aus-
schluss der Zinsen;

b) die Verlängerung der Laufzeit;

c) die Verringerung der Hauptforderung;

d) den Nachrang der Forderung aus den Schuldverschreibungen 
im Insolvenzverfahren der Emittentin;

e) die Umwandlung oder den Umtausch der Schuldverschrei-
bungen in Gesellschaftsanteile, andere Wertpapiere oder andere 
Leistungsversprechen;

f) die Änderung der Währung der Anleihe, insbesondere für den 
Fall, dass der Euro nicht mehr als gesetzliches Zahlungsmittel an-
erkannt wird;

g) den Verzicht auf das Kündigungsrecht der Anleihegläubiger 
oder dessen Beschränkungen;

h) die Schuldnerersetzung.

(3) Verbotstatbestände: Ein stimmberechtigter Anleihegläubiger 
darf dafür, dass eine stimmberechtigte Person nicht oder in einem 
bestimmten Sinne stimme, Vorteile als Gegenleistung weder an-
bieten, noch versprechen oder gewähren. Wer stimmberechtigt ist, 
darf dafür, dass er nicht oder in einem bestimmten Sinne stimme, 
keinen Vorteil und keine Gegenleistung fordern, sich versprechen 
lassen oder annehmen.

§  14   Anwendbares Recht, Gerichtsstand, gerichtliche 
Geltendmachung und Sprache

(1) Anwendbares Recht: Form und Inhalt der Schuldverschreibun-
gen sowie sämtliche sich aus diesen Anleihebedingungen ergeben-
den Rechte und Pflichten bestimmen sich ausschließlich nach dem 
Recht der Bundesrepublik Deutschland.

(2) Gerichtsstand: Gerichtsstand für alle sich aus den in diesen 
Anleihebedingungen geregelten Rechtsverhältnissen ergebenden 
Rechtsstreitigkeiten mit der Emittentin ist – soweit gesetzlich zuläs-
sig – Hamburg. Für Entscheidungen gemäß § 9 Absatz 2, § 13 Absatz 
3 und § 18 Absatz 2 SchVG ist gemäß § 9 Absatz 3 SchVG das Amts-
gericht zuständig, in dessen Bezirk die Emittentin ihren Sitz hat. Für 
Entscheidungen über die Anfechtung von Beschlüssen der Anlei-
hegläubiger ist gemäß § 20 Absatz 3 SchVG das Landgericht aus-
schließlich zuständig, in dessen Bezirk die Emittentin ihren Sitz hat. 

(3) Gerichtliche Geltendmachung: Jeder Anleihegläubiger ist be-
rechtigt, in jedem Rechtsstreit gegen die Emittentin oder in jedem 
Rechtsstreit, in dem der Anleihegläubiger und die Emittentin Partei 
sind, seine Rechte aus diesen Schuldverschreibungen im eigenen 
Namen auf der folgenden Grundlage zu schützen oder geltend zu 
machen: 

Er bringt eine Bescheinigung der Depotbank bei, bei der er für die 
Schuldverschreibungen ein Wertpapierdepot unterhält, welche

a) den vollständigen Namen und die vollständige Adresse des An-
leihegläubigers enthält und

b) den Gesamtnennbetrag der Schuldverschreibungen bezeich-
net, die unter dem Datum der Bestätigung auf dem Wertpapierde-
pot verbucht sind. Für die Zwecke des Vorstehenden bezeichnet 
„Depotbank“ jede Bank oder ein sonstiges anerkanntes Finanzin-
stitut, das berechtigt ist, das Wertpapierverwahrungsgeschäft zu 
betreiben und bei der/dem der Anleihegläubiger ein Wertpapier-
depot für die Schuldverschreibungen unterhält, einschließlich 
des Clearingsystems.

Unbeschadet des Vorstehenden kann jeder Anleihegläubigers seine 
Rechte aus den Schuldverschreibungen auch auf jede andere Weise 
schützen oder geltend machen, die im Land des Rechtsstreits pro-
zessual zulässig ist.

(4) Sprache: Diese Anleihebedingungen sind ausschließlich in deut-
scher Sprache abgefasst.

(5) Keine Teilnahme an Verbraucherstreitbeilegungsplattform: 
Die Europäische Kommission stellt unter http://ec.europa.eu/
consumers/odr eine Plattform zur außergerichtlichen Online
Streitbeilegung (sog. OS-Plattform) bereit. Die Emittentin nimmt 
derzeit nicht an Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbrau-
cherschlichtungsstelle teil. Eine Verpflichtung der Emittentin zu ei-
ner solchen Teilnahme besteht nicht.

S
e

it
e

 5
/5

ZWEITE Aves Transport 1 · anleihebedingungen


